
Gesellschaften aus Erschlaffung und dumpfer
Trägheit zu reißen. Charismatiker sind Aktivierer.
Ihr Drang richtet sich nach „draußen“. Ihnen genügt
nicht die Enge des abgeschotteten Milieus, der sepa-
rierten Peer-Group, des verschlossenen Ortsvereins,
des bürokratisch betreuten Sozialstaats. Sie sind
nicht binnenzentriert und politisch autistisch, son-
dern nach außen gewandt und eben missionarisch
oder, moderner und politischer formuliert: immer
auf der Suche nach neuen Anhängern, neuen
Wählern, neuen Mehrheiten, neuen Bewegungen
für ein neues strategisches Ziel. Allein den ideenge-
triebenen, überzeugungsgeleiteten Charismatikern

gelingt es zeitweilig, Politik mit Leben, Emotionen
und Sinn zu füllen. Charismatiker hinterlassen infol-
gedessen, wenn sie von Bühne abtreten, lang anhal-
tende Prägungen, konstante Bindungen, bleibende
Orientierungen. Sie hinterlassen politische Loyali-
täten und feste Gesinnungen, lassen zumindest keine
launisch in der politischen Landschaft herumzap-
penden Wechselwähler zurück. Und charismatische
Propheten produzieren eine neue, besonders einsatz-
und initiativfreudige Apostelschar. Erneut etwas mo-
derner und parteipolitisch angemessener ausge-
drückt: Durch den charismatischen Impuls und
Weckruf vollzieht sich ein Wechsel, eine grundle-
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Noch immer bestimmt die Sprache der Wirt-
schaftsverbände, der Wirtschaftspresse und der Wirt-
schaftswissenschaft ganz wesentlich das Denken, Reden
und Handeln der Politik in Deutschland. Dass das so ist,
folgt keiner Naturgesetzlichkeit, sondern einer Mode. Es
wird sich wieder ändern, zum Beispiel indem weniger
Sozialdemokraten die Modephrasen der ökonomisti-
schen „Modernisierer“ nachplappern und mitschwatzen.
Dazu eine kleine Distanzierungshilfe.

D E U T S C H L A N D A G Diese vor fünfzehn Jahren mal
originelle S p i e g e l-Formulierung sollte wohl den
Wettbewerb der Volkswirtschaften untereinander beto-
nen, die Konkurrenz der Deutschland AG mit der U S A
I n c ., der Frankreich S.A. oder des VEB Sowjetunion. Da
allerdings hatte und hat Deutsachland bis heute nie
wirklich ein Problem: Kein großes Land der Erde expor-
tiert pro Kopf der Bevölkerung mehr Güter und
Dienstleistungen als unseres. Das muss wohl mit der
enormen „Wettbewerbsfähigkeit“ der von diesem Land
aus tätigen Exportwirtschaft zu tun haben. Heute
scheint das alt-witzige Sprachbild Deutschland AG n o c h
eine neue, weitere Bedeutung aufgebürdet bekommen

zu haben, nämlich dass Deutschland am besten so zu
führen sei wie ein Wirtschaftsunternehmen. Das unter-
stellt, dass die Wirtschaft letztlich die Leitsphäre der
Gesellschaft sei; dass ökonomische Rationalität alle an-
deren, „niederen“ Rationalitäten – der Kirchen, des
Militärs, der Wissenschaft, des Karnevals oder der
Politik – im Hegelschen Sinne aufhebe. So aber ist die
Welt nicht. Und Generationen von Demokraten, auch
und gerade Sozialdemokraten, haben dafür gekämpft,
dass vielmehr die politische Arena der Ort werde, an dem
die Rationalitäten der gesellschaftlichen Subsysteme zu
einem, dem gemeinen Wohl verpflichteten Ganzen ge-
formt würden, national wie international.

R E F O R M Zwei Kampfhundbesitzer unterhalten sich
auf einer Karikatur in der FAZ über ihre lieben Tiere.
Fragt der eine: „Wie heißt deiner denn?“ Sagt der andere:
„Ich nenne ihn Reform, davor haben die Leute am mei-
sten Angst.“ Reform soll heute heißen: Schmerzen,
Einschnitte, Verzicht. Und die das so fordern, richten
sich nicht an die Reichen, sondern an die Vielen.

F L E X I B I L I S I E R U N G Die stete Klage des besitzenden
Bürgertums gegen den Staat lautet seit zweihundert
Jahren, alles Regelwerk sei zu starr und eng. Das kann
nicht anders sein. Es ist die gesellschaftliche Aufgabe des
wirklichen Unternehmers, Grenzen überschreiten,
Hindernisse überwinden, Barrieren durchbrechen zu
wollen. Und die Aufgabe des Staates ist es, Regeln,
Verbindlichkeit, Sicherheit für alle zu garantieren. Der
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gende Erneuerung in der Funktionärsschicht einer
politischen Organisation. Die Alten, Verzagten und
Müden treten ab und machen frischen, noch enthu-
siastischen, kreativen Kräften Platz.

Wer ist in zwanzig Jahren noch Schröderist?

Politiker wie Ludwig Erhard oder Willy Brandt tru-
gen eine Zeit lang gemäßigt charismatische Züge. Als
Realpolitiker an der Spitze der Bundesregierungen
scheiterten sie letztlich ziemlich ruhmlos, wie fast al-
le Charismatiker in modernen Demokratien. Doch
hatten sie zuvor mit großen Orientierungen, mit kla-

ren Grundsätzen, ehrgeizigen Plänen, konzisen
Visionen viel riskiert, dadurch den politischen
Spielraum weit über den Normalzustand hinaus
geöffnet und am Ende für langfristig wirkende politi-
sche Einstellungsmuster bei ihren politischen
Bataillonen und Anhängerschaften gesorgt. Mit
Grundbegriffen aus der politischen Semantik und
Überzeugungswelt von Brandt und Erhard können
Sozialdemokraten und Christdemokraten noch heu-
te die Wurzeln und Zielperspektiven ihres politi-
schen Engagements erklären. Man muss kein
Prophet sein, um die Prognose zu formulieren:
Nicht so sehr viele Menschen werden in zwanzig
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Konflikt um „Flexibilisierung“ ist nicht auf ein Ende, auf
einen Siegfrieden hin angelegt, sondern muss immer
wieder neu ausgetragen werden. Dabei verändern sich
die Grenzen, Hindernisse und Barrieren. Die Rollen-
verteilung aber ändert sich nicht. Das müssen auch die
politischen Mitspieler auf der Seite des Staates wissen.

B Ü R O K R A T I E A B B A U Niemand hat jemals gewagt, in
ein politisches Programm die Forderung „Mehr Büro-
kratie wagen“ zu schreiben. Trotzdem haben viele den
Eindruck, es gebe tatsächlich immer mehr Bürokratie.
Und das, obwohl alle Parteien auf allen Ebenen sich ei-
nig sind: Bürokratie ist dazu da, „abgebaut“ zu werden.
Woran liegt das? Die Bürokratieabbau-Forderung kon-
kurriert mit den scheinbar verwandten liberalen Forde-
rungen nach „Flexibilisierung“ und „Deregulierung“.
Diesen zu folgen, heißt, stets neue Ausnahmen von der
Regel zu schaffen, also: neue Regeln. Es dürfte im übri-
gen auch grundsätzlich wenig realistisch sein, dass in ei-
ner insgesamt komplexer werdenden Gesellschaft das
verbindliche Regelwerk immer einfacher werden kann.
Die richtige fortschrittliche politische Folgerung aus sol-
cher Erkenntnis könnte lauten, statt „weniger“: bessere
und nettere Bürokratie!

E I G E N V O R S O R G E Der Begriff suggeriert, man könne
fürs Alter heute ganz individuell, nur für sich sparen oder
anlegen, damit die Erträge einem Jahrzehnte später, im
Alter, ganz allein gehören, damit niemand sie einem kür-
zen oder wegnehmen kann. Wer Eigenvorsorge betreibt,

will gewissermaßen der Gesellschaft, der Politik und der
Zukunft ein Schnippchen schlagen: meins bleibt meins.
Kann sein, kann nicht sein. Sicherer als die solidarische
Umlagerente mit ihren Beiträgen oder die soziale
Sicherung mit ihrer Steuerfinanzierung, gegen die sich
die „Eigenvorsorge“-Propaganda oft richtet, ist das indi-
viduelle Modell mit den erhofften Zinserträgen am Ende
auch nicht. Ob in dreißig Jahren die Dividenden steigen,
die Aktienkurse klettern, die Mieteinnahmen sprudeln
und Zins und Zinseszins goldene Eier legen, hängt allein
davon ab, wie es dann unserer Volkswirtschaft gehen
wird. Geht es ihr schlecht, fallen die Kapitalerträge ge-
ring aus, wie auch das Aufkommen aus Sozial-
versicherungsbeiträgen und Steuern. Geht es gut, sind
alle drei Faktoren ordentliche Rentenzahler. Der
Königsweg wäre wohl, die drei Faktoren – Beiträge,
Steuern und Kapitaldeckung („Eigenvorsorge“) – zu
annähernd gleichen Teilen zu verbinden (das ist das
Programm der rot-grünen Rentenreform). Zu welchem
Lebensniveau das im Alter führt, kann heute wirklich
niemand ausrechnen. Es hängt entscheidend davon ab,
ob unsere Gesellschaft sich mit ihrer Geburtenrate von
1,3 auf je zwei Erwachsene sukzessive, aber zügig selber
abschafft oder nicht. Einen Altersvorsorge-Trick, mit
dem dieses Problem der Demographie sich per raffinier-
tem Gesetzesbeschluss aus der Welt schaffen ließe, gibt
es nicht. So heißt am Ende die „Eigenvorsorge“, die allen
zugute kommt: Kinder. ■


